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Hatte Björn einfach genug von
Leuten, Glühwein und „Jingle
Bells“? Das Rentier ist wäh-
rend einerWeihnachtsfeier auf
einem englischen Supermarkt-
parkplatz ausgebrochen und
durch einen Vorort von Not-
tingham gestürmt. Das Unter-
nehmenAnimal Company, das
Tiere verleiht, erklärte, Björn
sei später in einem Garten ge-
funden worden und nun in Si-
cherheit.

Vorsätze werden im Osten
am häufigsten eingehalten

Für 2016 erhofft: Mehr Zeit für Familie und weniger Stress

WEIMAR. (dpa) Was ist eigent-
lich aus den guten Vorsätzen für
2015 geworden? Besonders die
Menschen im Osten Deutsch-
lands zeigtenDurchhaltevermö-
gen: Dort hielten sich 57 Pro-
zent länger als drei Monate an
ihre guten Vorsätze. Im Westen
waren es dagegen 48 Prozent.
Das geht aus einer aktuellenFor-
sa-Umfrage für DAK-Gesund-
heit hervor.
39 Prozent der Befragten erin-

nerten sich bei der Umfrage
nach fast einem Jahr noch an
ihre Vorsätze vom vergangenen
Jahr. DieHälfte (50 Prozent) der
Menschen, die sich – auf ganz
Deutschland betrachtet – etwas
vorgenommen hatten, hielt län-

ger als drei Monate durch. Vor
allem Männer (57 Prozent) be-
wiesen laut Studie Willensstär-
ke. Bei den Frauen waren es 43
Prozent. „Lieber weniger realis-
tische Ziele setzten und diese
auch erreichen, als zu viele uto-
pische Vorhaben verfolgen. Das
motiviert und erhöht die Chan-
cen erheblich, auf längere Sicht
dranzubleiben“, empfiehlt
DAK-Medizinerin Elisabeth
Thomas mit Blick auf die guten
Vorsätze 2016.
Der Antriebsmotor für ein ge-

sünderes Leben ist für die meis-
ten (62 Prozent) die persönliche
Empfindung. Für fast jeden
Zweiten (47 Prozent) wäre eine
akute Erkrankung der Grund.

Mehr als jeder Dritte (38 Pro-
zent) gab an, auf eine Aufforde-
rung des Partners zu reagieren.
Noch mehr (45 Prozent) be-
zeichneten den Rat eines Arztes
alsmotivierend.
Mehr Familie, weniger Stress

– das steht für viele Menschen
ganz oben auf der Liste für das
neue Jahr. 62 Prozent gaben an,
mehr für ein stressfreieresLeben
tun zu wollen. Fast genau so vie-
le (61 Prozent) wünschten sich
mehr Zeit mit der Familie und
Freunden. 59 Prozent erklärten,
sich öfter bewegen zuwollen. Je-
weilsmehrals dieHälfte (51Pro-
zent) der Befragten möchte eine
gesündere Ernährung und mehr
Zeit für sich selbst.

Landkreise mit
noch mehr
Einwohnern

ERFURT. (elo) Landkreise im
Freistaat sollen im Zuge der ge-
planten Gebietsreform mehr
Einwohner haben dürfen, als zu-
nächst vorgesehen. Von einer
Leistungsfähigkeit sei „auszuge-
hen, wenn sie dauerhaft (min-
destens bis zum Jahr 2035) nicht
weniger als 130 000 bis 250 000
Einwohner haben“. Das geht
aus dem Leitbild „Zukunftsfähi-
ges Thüringen“ hervor, das heu-
te im Kabinett beschlossen wer-
den soll und der TLZbereits vor-
liegt.Die zunächst von Innenmi-
nister Holger Poppenhäger
(SPD) genannte Höchsteinwoh-
nerzahl lag bei 230 000.

lSeite 11: Landesspiegel

Althaus regt Debatte über Bürgergeld an
Finnland will universelles Grundeinkommen testen

HEILIGENSTADT. (ger) Bereits
vor zehn Jahren hat Dieter Alt-
haus, damals CDU-Ministerprä-
sident in Thüringen, die Idee
eines „solidarischen Bürgergel-
des“ ins Spiel gebracht. Jetzt, da
Finnland eine experimentelle
Studie zum universellen Grund-
einkommen vornimmt, wünscht
sich Dieter Althaus in seinem
TLZ-Gastbeitrag „eine Debatte

darüber, wie wir morgen leben
wollen“. Althaus erklärt:
„Grundpfeiler des ‚solidari-
schen Bürgergeldes‘ als bedin-
gungslosem Grundeinkommen
ist die garantierte Sicherstellung
des soziokulturellen Existenz-
minimums für alle.“ Es sei „ein
konkreter, verfassungsrechtlich
korrekter und finanzierbarer
Vorschlag, der die Soziale

Marktwirtschaft erneuert und
den Sozialstaat zukunftssicher
macht“, so der ehemalige Thü-
ringer Ministerpräsident. Bei
der von ihm angeregten Debatte
sei ein unverstellter Blick nötig
„auf die vielfältigen Herausfor-
derungen, denen wir im Blick
auf das sozialeKlima inunserem
Land und eine solide Finanzie-
rung der öffentlichen Haushalte

ausgesetzt sind, umdenMut auf-
zubringen, einen großen Wurf
zuwagen“.
Die TLZ hat nachgefragt: Ab-

gelehnt wird dasModell von der
SPD; andere Parteien undGrup-
pen befinden sich in der Mei-
nungsbildung und schauen mit
Interesse auf Finnland.
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1615 abgelehnte
Asylbewerber ausgereist
Aus Thüringen abgeschoben in diesem Jahr: 461 – davon mehr als 220 seit Ende November

VON GERLINDE SOMMER

ERFURT. Bis zum gestrigen Tage
waren es exakt 461 Personen,
die Thüringen zwangsweise ver-
lassen mussten. Mehr Abschie-
bungen wird es allerdings in die-
sem Jahr nicht mehr geben, weil
über die Feiertage keine Ab-
schiebungen vorgenommen
werden. Das teilten das Migra-
tionsministerium und das Lan-
desverwaltungsamt auf TLZ-An-
fragemit.

Aus Thüringen heimgekehrt
sind 2015 insgesamt 1615 Perso-
nen, die als Asylbewerber abge-
lehnt worden sind. Die meisten
von ihnen – insgesamt 1154
Männer, FrauenundKinder – ta-
ten das freiwillig (2014: 583).
Abgeschoben wurden 2014
nach Angaben des Migrations-
ministeriums 299 Personen,
jetzt 461. Die Zahl der abgebro-
chenenVerfahren 2015: 600.
Für Irritation hatte am gestri-

gen Tag eine Zahl der Bundesin-

nenministeriums gesorgt: Dort
war erklärt worden – mit Ver-
weis auf EndeNovember –, Thü-
ringen haben im laufenden Jahr
nur 152 Abschiebungen vorge-
nommen. Diese Zahl war aber –
das ergaben TLZ-Recherchen –
bereitsAnfangOktober erreicht.
EndeNovember lag dieZahl der
Abgeschobenen in Thüringen
bei 242; jetzt sind es 461; das ist
im Vergleich zu 2014 (299), wo
Rot-Rot-Grün Anfang Dezem-
ber dieRegierungübernahm, ein

deutlicher Anstieg, aber keine
Verdoppelung wie etwa in Ba-
den-Württemberg oder gar eine
Verdreifachung wie in Bayern
oderHessen.
Bundesweit sollen bis Ende

November 18 363 Personen ab-
geschoben worden sein, so das
Bundesinnenministerium. Wer-
den die tatsächlichen Thüringer
Zahlen dazugezählt, sind es et-
wa 300mehr.
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TLZ EICHSFELD

Bickenriede-Buch
schon vergriffen

Zweite Auflage der Chronik Ende Januar 2016

BICKENRIEDE. (rs) Nur wenige
Tage nach ihrem Erscheinen
ist die erste Auflage der neuen
Bickenrieder Chronik vergrif-
fen. AutorMatthias Stude kün-
digte deshalb für Mitte/Ende
Januar 2016 eine zweite under-
weiterte Auflage seiner „Chro-
nik des eichsfeldischen Dorfes
Bickenriede“ an.
In dem insgesamt 674 Seiten

umfassenden Band hat der
Ortschronist die Ereignisse
von 1933 bis 2015 nach ausge-
wählten und kommentierten
Quellen zusammengefasst.
Ortsteilbürgermeister Jonas
Urbach (CDU) dankte dem
Verfasser Matthias Stude für
seineunermüdlicheundakribi-
sche Arbeit, die in unzähligen
Arbeitsstunden über einen
Zeitraum von fast zehn Jahren
entstanden ist.

„Das vorliegende Werk ver-
mittelt uns einen Eindruck da-
von, wie unsere Bürgermit den
sich immer wieder ändernden
Rahmenbedingungen umge-
gangen sind und wie sie ihr
eigenes Leben und das der
Dorfgemeinschaft gemeistert
haben“, so Urbach in seinem
Vorwort.
Seitdem der Heimatforscher

und Pfarrer Nikolaus Görich
(1881 bis 1934) vor über 81
Jahren die erste Chronik veröf-
fentlicht hatte, habe sich viel in
dem großen Eichsfeldort ge-
tan. So können sich Bickenrie-
de undAnrode glücklich schät-
zen, ihre Geschichte von den
Anfängen bis heute aufgearbei-
tet und in handlicher Buch-
form vor sich zu haben. Erst-
mals urkundlich erwähnt wur-
deBickenriede 1146.

­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­ GESICHT DES TAGES ­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­

Fernsehpreis ohne TV-Publikum
DÜSSELDORF. (dpa) Barbara Schöneberger
wird den Deutschen Fernsehpreis 2016 mo-
derieren, für den sie selbst nominiert ist. Die
41-Jährige macht das jedoch unter Aus-
schluss des TV-Publikums, denn die Gala in
Düsseldorf am 13. Januar wird nicht im Fern-
sehen übertragen. Darauf hatten sich die vier
amPreis beteiligten Sender,WDR,ZDF, RTL
und Sat.1, bereits im Vorfeld geeinigt. Die
Veranstaltungwar bereits 2015 ausgefallen.
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Gerechte Strafe
Blatter und Platini endgültig im Abseits

VON AXEL LUKACSEK

Der Boss überweist seinemde­
signiertenNachfolger zweiMil­
lionen Schweizer Franken. Es
geht um einen Beratervertrag,
das war 2011. Die Diens­
te, für die das Geld floss,
wurden bereits von
1998 bis 2002 erbracht –
angeblich. Ein Schrift­
stück? Gibt es nicht!
Das alles soll normal

sein? Für Sepp Blatter
undMichel Platini schon. Für
die Ethikkommission desWelt­
fußball­Verbandes Fifa eher
nicht. Sie hat beide Funktionäre
nun folgerichtig für acht Jahre
gesperrt.Was nichts anderes
heißt: Blatter und Platini sind im
großen Zirkel desWeltfußballs
endgültig auf demAbstellgleis
gelandet. Daranwird sich nichts
ändern, auchwenn beide –wie
angekündigt – wo auch immer
ihre Klagen einreichen.
Das Urteil ist deshalb auch so

bemerkenswert, weil es ja nicht
durch ein vomVerband unab­
hängiges Gremiumgefällt wur­
de, sondern eswar eine Instanz
der Fifa höchst selbst.Wochen­

lang hatten beide Funktionäre
nun Zeit, Entlastendes ans Ta­
geslicht zu befördern.
Für sie war es offensichtlich

völlig normal, wie siemitMillio­
nen jonglierten. Selbst der gut­

willigsteMenschwird
nichtmehr glauben kön­
nen, dass hinter ver­
schlossenen Türen alles
mit rechtenDingen zu­
gegangen ist.
Längst ist die Glaub­

würdigkeit ramponiert,
nicht nur die der Fifa. Landläu­
fig gilt dieMeinung, dass Sport­
funktionäre ohnehinmachen
was sie wollen. Bitter ist, dass
die Ethikkommission der Fifa
das ja nun – zumindest in die­
sem Fall – offiziell bestätigt hat.
Merkwürdig erscheint dabei

die Treue desDeutschen Fuß­
ball­Bundes (DFB) und der
deutschen Fußball­Funktionäre
zuMichel Platini, der bislang ja
als Blatter­Nachfolger unter­
stützt wurde. Nie gab es ein kri­
tischesWort. So als wäre alles
normal gewesen, was da hinter
verschlossenen Türen so gelau­
fen ist. Schonmerkwürdig.
a.lukacsek@tlz.de

Ausgebüxt

­­­­­­­­­­­­­­­­­­ TLZ­TED ­­­­­­­­­­­­­­­­­­

Terroranschläge in Frankreich,
Dauerärger um Blatter und Co.:
Freuen Sie sich dennoch auf die
Fußball-EM 2016 in Frank-
reich?Rufen Sie bitte heute an:
JA: 0137 ­ 5 80 00 81
NEIN: 0137 ­ 5 80 00 82
(14 Cent pro Anruf aus dem Festnetz, Mobil-
funk teurer)

Vorfreude auf
EM 2016?

11.06.2016 - Erfurt, Steigerwaldstadion, 20 Uhr

Anzeige

Brandanschlag in Eisenach: Eigentümer setzt 10000 Euro Belohnung aus
Etwa 20 000 Euro Schaden entstanden
bei einem Brandanschlag in der Nacht
zu Montag auf ein griechisches Restau­

rant am Theaterplatz in Eisenach. Das
Gasthaus hatte erst vor etwa zwei Wo­
chen eröffnet. Das unter Denkmal­

schutz stehende Haus, früher eine
Schule,war erst bezogenworden. Eigen­
tümer Andreas Neumann hat 10 000

Euro Belohnung für Hinweise auf den
Täter ausgesetzt. Foto: J. Zlotowicz
lSeite 9: Thüringen
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Mit „solidarischem Bürgergeld“ die Soziale Marktwirtschaft erneuern
­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­ TLZ­GASTBEITRAG ­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­­

VON DIETER ALTHAUS

HEILIGENSTADT.Finnlandwill im
Jahr 2017 eine zweijährigeMo­
dellphase „Grundeinkommen“
starten. Noch sind die genauen
Modalitäten nicht geklärt, aber
die Finnen setzen damit ein The­
ma auf die Tagesordnung, dem
sich auchDeutschlandwidmen
sollte.
Vor zehn Jahren habenwir das

Konzept des Solidarischen Bür­
gergeldes vorgestellt, eine Idee
mit langer Tradition. Der erste
konkrete Vorschlag für ein ga­
rantiertes Einkommen kam 1517
von ThomasMorus und viele
folgten ihm. Im 20. Jahrhundert
war es derWissenschaftler, Poli­
tikberater und PublizistWilhelm
Röpke, der in seinemWerk „Civi­
tas Humana“ (1944) einemen­
schengerechteOrdnung von
Wirtschaft undGesellschaft auf­
zeichnet, die auf Zwang undGe­
walt weitgehend verzichten
kann. Schon zwei Jahre zuvor
hatte die englischeÖkonomin Ju­
liet Rhys­Williams die Abhand­
lung „New social contract, social

dividend tax“ veröffentlicht und
damit die Armuts­ und Schulden­
falle ins Bewusstsein gerückt. Ihr
ging es insbesondere umdas
Entwürdigende der Beweisfüh­
rung von Bedürftigkeit. Sie ent­
wickelte erstmals denAnsatz
einer negativen Einkommen­
steuer für ein garantiertes
Grundeinkommen. 20 Jahre spä­
ter griff der amerikanischeÖko­
nomMilton Friedmann denAn­
satz von Juliet Rhys­Williams auf
und entwickelte 1962 einModell
der negativen Einkommen­
steuer. Demzufolge erhalten Per­
sonenmit keinemoder nur
einemgeringen Einkommen
nach der SteuererklärungGeld
vomStaat ausgezahlt –maximal
bis zur Höhe des soziokulturellen
Existenzminimums.
Grundpfeiler des Solidarischen

Bürgergeldes als bedingungslo­
semGrundeinkommen ist die ga­
rantierte Sicherstellung des so­
ziokulturellen Existenzmini­
mums für alle.
Zu unseremKonzept imDetail:

Das Bürgergeld entspricht der
Entlastungswirkung des Grund­

freibetrages. Die Einkommen­
steuer – zumBeispiel 25 Prozent
auf alle Einkünfte – wirdmit dem
Bürgergeldbetrag verrechnet.
Bei einemBürgergeld von bei­
spielsweise 400 Euro/Monat
würde demnach ab einemEin­
kommen von 1600 Euro eine
Steuerzahlung erfolgen, bei Ein­
kommen darunter würde nach
Abzug der Einkommensteuer ein
Bürgergeld ausbezahlt.Man
zieht also von 25 Prozent des
Einkommens – 400 Euro ab. Ein
Minus­Betrag entspricht dem
Bürgergeld, das an den Bürger
ausbezahlt wird, und ein Plus­Be­
trag entspricht der Steuerschuld
des Bürgers, die dieser an das Fi­
nanzamt überweisenmuss.
Die Höhe des Bürgergeldes

entspricht dem soziokulturellen
Existenzminimumund die Höhe
der Einkommensteuermuss so
hoch sein, dass der Staat seine
Ausgaben decken kann. Bei
einemVolkseinkommen von
2176Milliarden Euro (Statisti­
sches Bundesamt 2014) brächte
eine einheitliche Einkommen­
steuer von 25 Prozent etwa 544

Milliarden Euro. Die derzeitigen
Lohn­ und Einkommensteuerein­
nahmen belaufen sich auf 213
Milliarden Euro (Statistisches
Bundesamt 2014). Das Kinder­
geld (34Milliarden Euro) fällt
ebensowegwie die Ausgaben für
das ALG II und die Rentengrund­

sicherung.
Ohne die Einspareffekte durch

geringere Bürokratie und derglei­
chen zu berücksichtigen, ist das
Solidarische Bürgergeld finan­
zierbar. Diemaximalen Brutto­
kosten betragen circa 384Mil­
liarden (80Millionen X 4800
Euro p. a.). Da aber die Steuer­
schuld und der Bürgergeldan­
spruchmiteinander verrechnet
werden, ist der tatsächlich aus­
zuzahlende Bürgergeldbetrag
deutlich geringer.
Das Solidarische Bürgergeld

ist ein konkreter, verfassungs­
rechtlich korrekter und finanzier­
barer Vorschlag, der die Soziale
Marktwirtschaft erneuert und
den Sozialstaat zukunftssicher
macht.
Gerade aktuell könnte einge­

wandt werden, dass das Bürger­
geld ein zusätzlicher Anreiz sein
könnte, in der Bundesrepublik
Deutschland Zuflucht zu finden.
Hier entgegne ich, dass bereits
heute ein rechtlicher Anspruch
auf alle Sozialleistungen, wie zum
Beispiel auf das ALG II, besteht.
Wer also die Zuwanderung an­

ders regelnmöchte,muss sich
darüber Gedankenmachen. Ein
Sozialsystem, das langfristig
gegen dieWand fährt, hält nicht
von Zuwanderung ab, das lehrt
die Gegenwart.
Ichwünschemir eineDebatte

darüber, wie wirmorgen leben
wollen und dabei sollte auch über
die jahrhundertealte Idee des
„Bürgergeldes“ nachgedacht
werden. Es braucht den unver­
stellten Blick auf die vielfältigen
Herausforderungen, denenwir
imBlick auf das soziale Klima in
unseremLand und eine solide Fi­
nanzierung der öffentlichen
Haushalte ausgesetzt sind, um
denMut aufzubringen, einen
großenWurf zuwagen.
Was ich skizziert habe, könnte

ein Einstieg sein. Bisherige Inst­
rumentewie Kosten der Unter­
kunft, Finanzierung besonderer
Bedarfe (Pflege und derglei­
chen), Rente, Gesundheit könn­
tenwie bisher weiterlaufen, ohne
auch hierWeiterentwicklungen
im Sinne von sozialer Sicherheit
undwirtschaftlicher Freiheit aus­
zuschließen. Einige Ideen dazu

habenwir in demBuch „Solidari­
sches Bürgergeld – denMen­
schen trauen“ skizziert.
Das Solidarische Bürgergeld

stärkt Kreativität und Risikobe­
reitschaft, es stärkt auch Eigen­
verantwortung undWettbe­
werb. Ganz im Sinne Ludwig Er­
hards, des Vaters der Sozialen
Marktwirtschaft, der es prägnant
so auf den Punkt gebracht hat:
„Ichwill das Risikomeines Le­
bens gerne selbst tragen. Sorge
Du, Staat, dafür, dass ich dazu in
der Lage bin.“
Soziale Sicherheit undwirt­

schaftliche Freiheit sind die zwei
Seiten der gleichenMedaille.
Dass es in allen politischen Strö­
mungenUnterstützer der Idee
des Bürgergeldes gibt, machtmir
Mut, den Einstieg in dieses neue
ganzheitliche Steuer­ und Sozial­
system selbst noch zu erleben.
Ob der Einstieg nun über einMo­
dellprojekt oder Schrittweise –
zuerst für Kinder und Rentner,
dannArbeitslose, Selbstständige
und soweiter – erfolgt, ist dabei
nicht sowichtig. Entscheidend
ist, dassman beginnt.

Ministerpräsident a.D., Dieter
Althaus, wünscht sich eine „De­
batte darüber, wie wir morgen le­
benwollen“. Foto: Eckhard Jüngel

Sorgloses Leben für alle auf Staatskosten?
Finnland experimentiert mit bedingungslosem Grundeinkommen – TLZ fragte bei Thüringer Politikern, Wissenschaftlern und sozialen Einrichtungen nach, was sie davon halten

VON MATTHIAS BENKENSTEIN,
FLORIAN GIRWERT UND
GERLINDE SOMMER

ERFURT. In Finnland gibt es seit
Oktober eine experimentelle
Studie zu einem universellen
Grundeinkommen. Im zweiten
Halbjahr 2016 soll der Versuch
analysiert werden. Das Experi-
ment zum Grundeinkommen
soll dann, erklärt der zuständige
Professor Olli Kangas, der die
Studie bei der finnischen Sozial-
versicherung Kela leitet, 2017
starten.Das erinnert an die Idee,
für die sichvormittlerweile zehn
Jahren Thüringens damaliger
Ministerpräsident Dieter Alt-
haus (CDU) stark machte.
„Grundpfeiler desSolidarischen
Bürgergeldes als bedingungslo-
sem Grundeinkommen ist die
garantierte Sicherstellung des
soziokulturellen Existenzmini-
mums für alle“, schreibt er in sei-
nem TLZ-Gastbeitrag (siehe
unten) – und betont: „Das Soli-
darische Bürgergeld stärkt Krea-
tivität und Risikobereitschaft, es
stärkt auchEigenverantwortung
undWettbewerb.“
Doch was heißt das konkret?

„Im Grunde geht es darum, So-
zialleistungen zu bündeln und
gleichzeitig die mit diesen Leis-
tungen verbundene Bürokratie
auf ein Minimum zu reduzieren
oder ganz abzuschaffen“, erläu-
tert Professor Andreas Freytag
vom Lehrstuhl für Wirt­
schaftspolitik an der Uni Jena.
In einem Aufsatz hat er über die
sogenannte negative Einkom-
menssteuer geschrieben. So
funktioniert die Leistung bei-
spielhaft: Wer ein Arbeitsein-
kommen von 12000 Euro hat,
zahlt weder Steuern noch be-
kommt er vomStaat etwas dazu.
Wer weniger verdient, erhält
eine Transferleistung von bis zu
3600 Euro pro Jahr. Damit, so
Freytag, soll Sozialstaats-Büro-
kratie abgebaut und gleichzeitig
die Attraktivität zur Aufnahme
einer Arbeit gesteigert werden.
Zugleich könnte man sich aus
seiner Sicht den Mindestlohn
sparen – der Abstand zwischen
Sozialleistung undLöhnenwäre
groß genug.
Tatsächlich kommt das Kon-

zept der negativen Einkom-
menssteuer vom US-amerikani-
schen Ökonomen Milton Fried-
man – einem Liberalen, der von
staatlichen Eingriffen sehr we-
nig hielt. Ein fortwährender
politischer Streit um Ausgestal-
tung oder Höhe einzelner So-
zialleistungen wäre mit einem
solchen System obsolet. Wer in
Freytags Rechenbeispiel mehr
als 12000 Euro verdient, muss
Steuern zahlen. Jeder zusätzlich
verdiente Euro würde mit 30
Prozent belastet.
Nach Götz Werner sieht das

Modell etwas anders aus und fi-
nanziert sich über Verbrauchs-
steuern – nicht über die Besteue-
rung von Einkommen. Der
Gründer der Drogeriemarkt-

Kette dmsieht ein bedingungslo-
ses Einkommen in Höhe von et-
wa 1000 Euro vor. Produkte
würden höher besteuert als jetzt
– gleichzeitig würden Sozialver-
sicherungsabgabenwegfallen.
NachWernersModell soll die

Aufnahme einer Vollzeit-Arbeit
nichtunbedingtnötig sein.Nach
demKonzept der negativen Ein-
kommenssteuer wäre das an-
ders. Hier zeigt sich die große
Bandbreite dessen, was ein „be-
dingungsloses Grundeinkom-
men“ in derWirklichkeit bedeu-
tet. Ein Leben in der Hängemat-
te ist nicht unbedingt möglich –
gerade den Liberalen geht es
eher um einen Abbau von Büro-
kratie.
Doch hätte so eine Regelung

in der derzeitigen politischen
Landschaft in Thüringen über-
haupt Rückhalt? Die TLZ hat
nachgefragt.
Die Linke Karola Stange,

Sprecherin im Landtag für So-
ziales, betont, dass die Linke
„auf Bundes- und Landesebene
ergebnisoffen die Vor- und
Nachteile eines bedingungslo-
sen Grundeinkommens unter
der Berücksichtigung verschie-
dener Vorschläge und Modelle“
diskutiere. „Einigkeit besteht,
dass Modelle abzulehnen sind,
die nicht zumehrVerteilungsge-
rechtigkeit führen oder sogar zu
einem weiteren Sozialabbau
führen würden.“ Stange betont
jedoch: „Generell eröffnet die
Debatte aber einen interessan-
ten neuen Blickwinkel auf eine
sich verändernde Arbeitswelt,
die trotz sinkender Erwerbslo-
senzahlen zunehmend von pre-
kären Beschäftigungsverhältnis-
sen geprägt bleibt und in der
auch neue emanzipatorische
Ansätze eine zunehmende Rolle
spielen.“ In diesem Sinne finde
auch eine Berücksichtigung im
Rahmen der Arbeit der Fraktion
statt, etwa bei Fachkonferenzen
und Workshops – zum Beispiel
beim Thema „Arbeitswelt im
Wandel“. Besonders hervorzu-
heben sei, so die Sozialpolitike-
rin, der mit einer Einführung
verbundene Bürokratieabbau
und derWegfall von Sanktionen
für Arbeitslose. „Wir werden in
der Linksfraktion weiter am
Thema arbeiten und uns in die
notwendigen öffentlichen De-
batten einbringen“, erklärt Ka-
rola Stange.
Für die Thüringer SPD stelle

das „bedingungslose Grundein-
kommennachwie vor kein sinn-
volles Instrument dar. Weder
werdendurchdas bedingungslo-
se Grundeinkommen alle He-
rausforderungen der Sozialpoli-
tik auf einen Streich gemeistert,
noch hielten und halten die
Überlegungen dem Anspruch
einer soliden Finanzierung
stand“, macht der finanzpoliti-
schen Sprecher Werner Pidde
deutlich. „Das bedingungslose
Grundeinkommen mag schön
klingenundpopulär erscheinen,
realistisch ist es nicht, weil es

nicht so einfach finanzierbar ist,
wie das die Protagonisten der
Idee glauben machen wollen“,
betont er. Und sieht dabei den
Sachverständigenrat der Bun-
desregierung zur Begutachtung
der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung auf seiner Seite, der
eben dies „nach einer wissen-
schaftlichen Untersuchung der
Idee bereits im Jahr 2007 festge-
stellt“ habe. Für die SPD in Thü-
ringen seien solche Überlegun-
gen auch jetzt keine Option:
„Die Sozialdemokratie sieht die
Chancen für den Sozialstaat
eher gegeben durch den gesetzli-

chen Mindestlohn, Ausbau von
Leistungen in der Kindererzie-
hung undVersorgung, Bildungs-
und Aufstiegsgerechtigkeit, eine
ausreichend soziale Absiche-
rung und eine hohe Erwerbsbe-
teiligung Älterer“, macht Pidde
deutlich.
Und SPD-Landesgeschäfts-

führer Michael Klostermann
verweist darauf, dass „die Stärke
unseres Sozialstaates vor allem
darin besteht, den individuellen
Umfang der Bedürftigkeit zu
prüfen und mindestens die Ge-
währleistung des soziokulturel-
len Existenzminimums durch

die Gesellschaft solidarisch zu
tragen. Dieser Grundsatz würde
durch ein nivellierendes einheit-
liches Grundeinkommen ausge-
hebelt.“ Letztendlich laufe das
Modell „auf eine Entsolidarisie-
rungderGesellschaft aufKosten
der Schwächsten hinaus, auch
wenn dafür das ‚Deckmäntel-
chen‘ der Entbürokratisierung
und Effizienzsteigerung bemüht
wird“, soKlostermann.

CDU-Landes- und -Fraktions-
chefMike Mohringhingegen er-
läutert: „Es gibt gute Argumente
für ein bedingungsloses Grund-
einkommen. Die sozialen Siche-

rungssysteme würden dadurch
durchgreifend vereinfacht und
enorm viel Bürokratie gespart.
Es gab allerdings auch immer
den nicht zu verwerfenden Ein-
wand, dass der Zusammenhang
zwischen Fördern und Fordern
damit aufgelöstwird.Angesichts
der vielen Krisenherde und
Flüchtlingsströme wird man
auch über die enorme Anreiz-
wirkung eines solchen Grund-
einkommens reden müssen.
Sollte Finnland dieses Modell
einführen, bietet sich die Gele-
genheit, Erfahrungen damit zu
sammeln und auszuwerten.“

Rainer Wernicke,Grüne-Lan-
desvorsitzender in Thüringen,
erklärt, „ein bedingungsloses
Grundeinkommen kann gesell-
schaftlich und ökonomisch
positive Wirkung haben. Wir
Grüne diskutieren bereits seit
Jahren die Idee einer finanziel-
lenGrundsicherung.“DieGrün-
de dafür sind vielfältig: „Der
klassische Arbeitsmarkt verän-
dert sich, andere Arbeitszeitmo-
delle sind gefragt. Die Lebens-
planung der Menschen orien-
tiert sich heute an anderen Be-
dürfnissen. Gesellschaftliche
Arbeit, etwa im Ehrenamt oder
in der Pflege von Familienange-
hörigen,würde eineAufwertung
erfahren und hätte durch ein
Grundeinkommen auch eine
wirtschaftliche Grundlage.“ So
eine Struktur lasse sich aber nur
bundesweit umsetzen. Daher
wollen die Grünen „von Thürin-
gen aus die Diskussion weiter-
führen und Motor für eine ge-
rechte, faire und soziale Gesell-
schaft mit viel Raum für indivi-
duelle Lebensentwürfe sein“.
Das Ziel sei klar: Es gelte, „die
Schere zwischenArmundReich
zu schließen und das individuel-
le Grundrecht auf Teilhabe zu
verwirklichen. Wir wollen die
Idee des Grundeinkommens in
die Gesellschaft tragen und da-
mit verbundene Veränderungen
in den sozialen Sicherungssyste-
men diskutieren.“ Die Debatte
hierzu finde „bereits parteiüber-
greifend und in Verbänden, Kir-
chen und Gewerkschaften
statt“.
FürdieAfD ist dasThemaneu,

und deshalb heißt es aus der
Fraktion, die Meinungsbildung
der AfD wie auch der Fraktion
im Thüringer Landtag sei „noch
nicht abgeschlossen. Wir möch-
ten daher dem Abstimmungs-
prozess nicht durch einePositio-
nierung vorgreifen.“
Der DGB Hessen­Thüringen

sieht es nach Auskunft des Vize-
Vorsitzenden Sandro Witt fol-
gendermaßen: „Arbeitnehmer
setzen ihre Arbeitskraft zur Si-
cherung ihres Lebensunterhal-
tes und ihrer sozialen Absiche-
rung ein. Wenn sie hingegen auf
steuerfinanzierte Zuwendungen
im Belieben des Gesetzgebers
wie beim Grundeinkommen an-
gewiesen sind, erhöht dies ihre
Abhängigkeit und mindert die
Selbstbestimmung.“ Abgesehen

davon sei Erwerbsarbeit mehr
als nur Existenzsicherung, son-
dern sie stehe für breite Teilhabe
am gesellschaftlichen Leben,
sagtWitt. „Fürmich alsGewerk-
schafter ist eine armutsfesteAus-
gestaltung der bestehenden So-
zialversicherungssysteme die
Alternative.“ Insbesondere in
der Rentenversicherung müsse
eine armutsfeste Ausgestaltung
durch Mindestsicherungsele-
mente gewährleistet werden.
Bei Hartz IV und Sozialhilfe
müssten die Regelsätze auf ein
armutsfestes Niveau angehoben
werden. Durch eine armutsfeste
Ausgestaltung etwa des Kinder-
gelds und der Ausbildungsförde-
rung müsse ein Abrutschen in
Sozialhilfebedürftigkeit vermie-
denwerden.
Bei anderen Institutionenund

Verbänden wie dem Paritäti­
schen Thüringen ist der Mei-
nungsbildungsprozess noch
nicht abgeschlossen. Auch von
den Evangelischen Kirche in
Mitteldeutschland gibt es noch
keine Position. Allerdings be-
fasst sich eine kleine Arbeits-
gruppe in Thüringen mit dem
Thema, die noch ganz am An-
fang steht und die Debatte mit
Diakonie und Landeskirche an-
schieben will. Auf der katholi-
schenSeite gibt es zwar vomBis­
tum Erfurt ebenfalls keine eige-
ne Position, doch hat sich Pro­
fessor Elke Mack vom
Lehrstuhl für Christliche So­
zialwissenschaft und Sozial­
ethik an der Uni Erfurt mit dem
Thema beschäftigt. Mack hat
sich einmal für ein stark modifi-
ziertes Althaus-Modell im Sinne
einer negativen Einkommens-
steuer und eines Kombilohnmo-
dells ausgesprochen. „Ich gehe
jedoch stark davon aus, dass in
Deutschland, wo eine über hun-
dertfünfzig Jahre alte Tradition
der Bismarck‘schen Sozialversi-
cherungssysteme besteht, die ge-
paart ist mit einer strikten Be-
darfsprüfung vor der Gewähr-
leistung von Transferzahlungen
an Bedürftige, dass ein system-
fremder Vorschlag keinen Er-
folg haben wird.“ Der TLZ sagt
sie: „Wir sprechenhier voneiner
Pfadabhängigkeit in den Sozial-
wissenschaften, die einfach be-
steht – auch in den Köpfen der
meisten politischenVerantwort-
lichen. In der katholischen So-
ziallehre wurde immer davon
ausgegangen, dass Nothilfe un-
abhängig von Leistung der Be-
troffenen geschehen muss, aber
eben nur für die Armen!“
Andreas Freytag sieht jedoch

trotz der Klarheit des Vor-
schlags auch viele Schwierigkei-
ten bei der Einführung des
Grundeinkommens: „Es gibt
einfach sehr viele Einzelfälle,
die man berücksichtigen muss.“
Somit sei es sehr schwierig, die
Leistung einzuführen.

lLesen Siemorgen den TLZ­
Gastbeitrag vonMinisterpräsi­
dent Bodo Ramelow zumThema.

800Euro imMonatohne jeglicheBedingung?GrundeinkommenoderBürgergeld –dasThemabeschäftigt
angesichts eines Vorstoßes in Finnland jetzt auchwieder Thüringen. Foto: PeterMichaelis


